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Entwurf eines Bundesgesetzes über die gehobenen medizinisch-therapeutisch­

diagnostischen Gesundheitsberufe 

Stellungnahme 

Sehr geehrte Frau Magistra Lunzer, 

sehr geehrte Damen und Herren! 

Datum 

27.05.2024 

Zunächst dürfen wir uns für die Einladung zur Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen des Begut­
achtungsverfahrens bedanken. Innerhalb offener Frist dürfen wir wie folgt zur beabsichtigten Novellie­
rung ausführen: 

1.) 1. Hauptstück 

Hier wird in der Überschrift ganz allgemein über MTD-Berufe gesprochen, obwohl der Gesetzgeber 
hier die Berufe regeln will , die als gehobene medizinisch-therapeutischen Gesundheitsberufe tätig 
sind. Es wird angeregt, dass der Gesetzgeber die Terminologie in der Überschrift und im Text eindeu­
tig festlegt und klarstellt, dass es sich hierbei um die Regelung der gehobenen medizinisch-therapeuti­
schen Gesundheitsberufe handelt. Gleichzeitig sollte darauf hingewiesen werden, dass neben diesen 
Berufen auch andere Gesundheitsberufe existieren, die im diagnostischen und therapeutischen Be­
reich tätig sind, die in diesem Kontext nicht behandelt werden, um eine umfassende und klare Abgren­
zung sicherzustellen. Dies ist insofern von Bedeutung, da es sich um Vorbehaltstätigkeiten handelt. 

2.) Zu§ 4 Berufsbild und Kompetenzbereich der BMA 

Der Gesetzesentwurf zu § 4 MTDG definiert den Kompetenzbereich für Biomedizinische Analytiker 
(BMA) neu und erweitert diesen im Vergleich zu den bisherigen Regelungen erheblich. Nach § 4 Abs 
1 MTDG-Entwurf umfasst der Beruf der BMA nun die Ausübung aller Methoden der Labor- und Funkti­
onsdiagnostik, die für medizinische Untersuchungen und Behandlungen erforderlich sind und dürfen 
auch Arzneimittel verabreichen und Medizinprodukte anwenden sowie verordnen. 
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Der Begriff „biomedizinische analytische Befundung" ist neu und entspricht nicht der gängigen Termi­
nologie in der Laborpraxis. In der Praxis handelt es sich hierbei um den Analysebericht. Die Begriff­
lichkeit ist unklar und es besteht die Gefahr von Verwechslungen mit der ärztlichen Befundung. Daher 
wird angeregt, den Begriff als Analysebericht zu bezeichnen. Der Begriff Analysebericht ist präziser 
und besser verständlich, da er den Prozess der Auswertung und Dokumentation von Laborergebnis­
sen und funktionsdiagnostischen Tests klar beschreibt und es sich hier nicht um eine Befundung han­
delt. Es wird daher höflich angeregt, dass§ 4 Abs 2 Z 1 lit d wie folgt formuliert wird: die Auswertung 
und Dokumentation von Laborergebnissen und funktionsdiagnostischer Tests in Form eines Analyse­
berichts. Weiters wird für § 4 Abs 2 Z 2 folgende Formulierung angeregt: Die Mitwirkung an sowie die 
Durchführung und Evaluierung von Assessments und Screeningverfahren einschließlich eines Analy­
seberichts. 

Insbesondere bei der eigenverantwortlichen Verabreichung von Arzneimitteln und Medizinprodukten 
ist äußerste Vorsicht geboten: Dies erfordert immer eine enge Zusammenarbeit mit den Labor- und 
den Fachärztinnen der jeweiligen Sonderfächer. Sollte der Gesetzesentwurf in seiner aktuellen Form 
beschlossen werden, würden BMA - ohne die erforderliche notwendige Fachausbildung - diese er­
weiterten Kompetenzen ausüben dürfen. Die Durchführung von diagnostischen und therapeutischen 
Maßnahmen ohne angemessene erweiterte Ausbildung und Fachkenntnisse kann zu fehlerhaften und 
unvollständigen Diagnosen führen. Gerade im Krankenhaus ist hier immer eine interdisziplinäre Zu­
sammenarbeit erforderlich und wird dies derzeit von Laborärzt:innen und Fachärztinnen durchgeführt. 
Unabhängig davon fehlen auch entsprechende Übergangsregelungen; der Gesetzgeber nimmt damit 
eine Gesetzeslücke und somit auch eine Gefährdung des Qualitätsstandards in Kauf. 

Eine starre Liste an Arzneimitteln und Medizinprodukten ist für die Praxis unzureichend, da nicht alle 
individuellen Patient:innenbedürfnisse und spezifischen Situationen im Krankenhaus berücksichtigt 
werden können. Die Liste muss daher regelmäßig aktualisiert werden, um mit den neuesten medizini­
schen Entwicklungen und Erkenntnissen Schritt zu halten. Generell kann ausgeführt werden, dass die 
Festlegung und regelmäßige Aktualisierung der Liste durch das BMG bürokratische Herausforderun­
gen mit sich bringen wird, die die schnelle Anpassung an neue medizinische Erkenntnisse und Bedürf­
nisse erschweren könnten. 

3.) Zu § 5 Abs 2 

Die Biomedizinische Analytikerin/der Biomedizinische Analytiker {BMA) ist befugt, die Aufsicht unter 
der Maßgabe des § 6 MABG über die Laborassistenz auszuüben. Der derzeitige Wortlaut des Geset­
zesentwurfs könnte jedoch den Eindruck erwecken, dass die BMA generell die Aufsicht über die Labo­
rassistenz innehat, obwohl die BMA diese Aufsicht nur nach ärztlicher Anordnung innehat. Um Miss­
verständnisse zu vermeiden, wird angeregt, eine ergänzende Formulierung einzufügen, die klarstellt, 
dass die Aufsicht nach Maßgabe des § 6 MABG nach ärztlicher Anordnung erfolgt. 

4.) Zu§ 7 Berufsbild und Kompetenzbereich Diätoloqin/Diätoloqe 

Es ist von grundlegender Bedeutung, dass diätetische Lebensmittel für besondere medizinische Zwe­
cke, wie etwa Formulanahrungen, Sondenernährungen usw., nicht der Kategorie der Arzneimittel zu­
geordnet werden. Aus diesem Grund ist es erforderlich, sie als eigenständige Verantwortungsbereiche 
in § 7 zu verankern. Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass auch die Befugnis zur Weiterverord­
nung dieser Produkte an die Diätologin/den Diätologen übertragen werden kann. Dieser Schritt ist von 
entscheidender Bedeutung für die Effizienz des klinischen Alltags und ermöglicht eine nahtlose Koor­
dination der Versorgung der Patient: innen. 
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5.) Zu§ 20: Eigenverantwortung und Zusammenarbeit 

Physiotherapeutinnen sind befugt, eigenverantwortlich tätig zu werden, sowohl aufgrund allgemeiner 
ärztlicher Zuweisung als auch aufgrund konkreter ärztlicher Anordnung. Für die Praxis ist es entschei­
dend, klarzustellen, was unter einer "konkreten ärztlichen Anordnung" zu verstehen ist. Um in der Pra­
xis Klarheit über die jeweiligen Zuständigkeiten zu schaffen, ist eine klare Definition und Kommunika­
tion zwischen Ärztinnen und Physiotherapeutinnen unerlässlich. Es ist erforderlich, dass die rechtli­
chen Rahmenbedingungen klarstellen, dass Physiotherapeutinnen befugt sind, aufgrund einer ärztli­
chen Anordnung eigenverantwortlich zu handeln, solange die Behandlung im Einklang mit den medizi­
nischen Standards und dem Wohl der Patientinnen steht. Eine praxisnahe Auslegung dieser Bestim­
mung sollte sicherstellen, dass sie die notwendige Autonomie und Flexibilität haben, um die bestmög­
liche Versorgung ihrer Patientinnen sicherzustellen, während gleichzeitig die ärztliche Expertise und 
Verantwortung gewahrt bleiben. Dies gilt auch für Logopäd:innen sowie Ergotherapeut:innen. 

6.) Zu§ 22 Berufsbild und Kompetenzbereich Radiologietechnolgin/Radiologietechnologe 

Die Radiologietechnologin/der Radiologietechnologe (RT) ist maßgeblich dafür verantwortlich, die 
Qualität und Vollständigkeit der Bildaufnahmen zu gewährleisten, um eine genaue Diagnose zu er­
möglichen. Dies umfasst die Überprüfung, ob die Aufnahme korrekt ist und alle erforderlichen anato­
mischen Strukturen und Pathologien angemessen abgebildet sind. Diese Tätigkeit wird im Entwurf des 
Gesetzes als "radiologietechnologische Befundung" bezeichnet, was jedoch zu Missverständnissen 
führen kann, da es den Eindruck eiwecken könnte, dass der RT die eigentliche Befundung für Pati­
ent innen durchführt. Dies istjedoch nicht korrekt, da die Befundung letztlich den Ärztinnen vorbehal­
ten ist. Aus diesem Grund wird angeregt, den Begriff "radiologietechnologische Bewertung" zu ver­
wenden, um die Rolle des RT als Beurteiler und Qualitätskontrolleur der Bildaufnahmen zu betonen, 
ohne Veiwechslungen mit der ärztlichen Befundung zu riskieren. 

Bei der eigenverantwortlichen Verabreichung von Arzneimitteln wie Kontrastmitteln und Radiophar­
maka im Krankenhaus ist äußerste Vorsicht geboten. Eine enge Zusammenarbeit mit Radiolog:innen 
und Fachärztinnen für Anästhesie ist unerlässlich, um die Sicherheit der Patientinnen zu gewährleis­
ten. Dies erfordert eine klare Regelung, die besagt, dass die eigenverantwortliche Verabreichung von 
Kontrastmitteln und Radiopharmaka nur in Zusammenarbeit mit Ärztinnen erfolgen kann. Die Pati­
entinnensicherheit steht hierbei im Vordergrund und daher ist es unerlässlich, solche Verabreichun­
gen ausschließlich in Zusammenarbeit mit Ärztinnen durchzuführen. Aus Patientinnensicherheit wird 
eine alleinige Verabreichung durch RT nicht befüiwortet. Die Regelung ermöglicht auch das Legen 
von Veiweilkanülen, was praktisch im Klinikalltag wichtig ist, dies wird befüiwortet. 

7.) Zu§ 23 Eigenverantwortung und Zusammenarbeit 

Zu Abs 1: 
Die Formulierung „nach allgemeiner ärztlicher oder zahnärztlicher Zuweisung oder nach konkreter ... " 
ist problematisch. Eine allgemeine Zuweisung impliziert, dass keine Überprüfung der rechtfertigenden 
Indikation mehr stattfindet. Dies widerspricht jedoch den Anforderungen, die bei der Anwendung von 
Röntgenstrahlen unbedingt gesetzlich erfüllt sein müssen. 

Zu Abs 2: 
Hier gilt analog dasselbe wie bei zu § 5 Abs 2 Ausgeführtem. Um Missverständnisse zu vermeiden, 
wird angeregt, eine ergänzende Formulierung einzufügen, die klarstellt, dass die Aufsicht nur nach 
Maßgabe der ärztlichen Anordnung ausgeübt werden kann. Die Delegation des RT an die Röntgenas­
sistenz im Einzelfall ist korrekt dargestellt und entspricht den Vorgaben des § 10 Abs 1 MABG. 
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8.) Zu§ 43 Spezialiserung 

Spezialisierungen führen in sämtlichen bekannten, internationalen Modellen zu einer Befugniserweite­
rung im Rahmen des Berufsbilds, so nicht in diesem Entwurf. Es wird angeregt, dies auch in diesem 
Gesetzesentwurf zu verankern . 

Insgesamt wäre es zu begrüßen, wenn eine höhere Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Gesund­
heitsberufen möglich wäre, um dem Personalmangel entgegenwirken und um die Patient innenversor­
gung noch gewährleisten zu können , um mit der notwendigen Patientinnenversorgung in Einklang zu 
bringen. Daher ist die Vorbehaltsregelung problematisch und wird angeregt, diese für Notfallsituatio­
nen aufzuheben. In den Bereichen, in denen überlappende Tätigkeiten der verschiedenen Gesund­
heitsberufe auftreten, wird angeregt. festzulegen , dass die Vorbehaltsregelung zugunsten einer inter­
disziplinären Zusammenarbeit weicht. 

Die Aufwertung der MTD-Berufe ist ein Schritt zur Verbesserung der Qualität und Effizienz im Ge­
sundheitswesen. Es ist jedoch ebenso wichtig, dass ähnliche Maßnahmen auch für andere Berufs­
gruppen im Gesundheitsbereich ergriffen werden, insbesondere für jene, die eng mit den MTD-Beru­
fen zusammenarbeiten, wie zum Beispiel Labor- und Röntgenpersonal nach dem MABG. Bei der Be­
wertung von Tätigkeiten im Gesundheitswesen ist stets der aktuelle Stand der medizinischen Wissen­
schaft und technischen Standardisierung zu berücksichtigen und ist es daher auch erforderlich, dass 
die Durchlässigkeit der einzelnen Berufe in diesem Bereich gefördert wird . Der Gesetzgeber wird da­
her aufgefordert, dem auch gesetzlich Rechnung zu tragen. 

Eine Umsetzung der angeführten Anpassungsvorschläge wird im Hinblick auf die geplanten Gesetzes­
änderungen höflich angeregt. 

Mit der Bitte um Ihre geschätzte Kenntnisnahme verbleiben wir 
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